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Zusammenfassung der Projektziele  

 
Die „gemeinsame Koordinierungsstelle Rhein Wupper“ (GeKo Rhein-
Wupper) ist ein regionaler Zusammenschluss von zunächst sechs Kom-
munen aus dem Gebiet um Rhein und Wupper.  
 

 
Ziel ist es, Informationen über Stadtgrenzen hinaus zeitnah und lage-
angepasst auszutauschen, zu bewerten und präventive Maßnahmen zu 
ergreifen. 
 

 
Soweit erforderlich, berät die GeKo Rhein-Wupper die Kommunen auch 
zu repressiven Maßnahmen und koordiniert ein stadtübergreifendes 
Vorgehen. 
 

 
Die GeKo Rhein-Wupper erstellt eine Analyse von betrügerischen und 

anderen rechtswidrigen oder schädlichen Handlungsmustern. 

 
Gemeinsam agieren die Kommunen im Bereich von  

• Banden- und Clankriminalität  

• Sozialleistungsmissbrauch 

• Schleusung von ausländischen Personen / Menschen-
handel 

• Problemimmobilien  

• gewerbliche Scheinkonstruktionen und „Strohmann“-
Betriebe 

• Geldwäsche und Immobilienankauf. 
Sie erarbeiten 

• Lagebilder und Priorisierungen von Handlungsbedarfen   

• initiieren und steuern regionale Großprüfungen 

• und tragen zu stadtentwicklender Quartiersarbeit bei. 
 

 
Die Kommunen vermeiden ungerechtfertigte Ausgaben und fordern er-
schlichene Leistungen zurück. 
 

 
Die Kommunen stellen Personal und Personalanteile und tragen die Fi-
nanzierung mit Unterstützung von Landesförderprogrammen gemein-
sam.  
 

 
Durch Einbindung der NRW Fach-Ministerien und deren Facharbeits-
kreisen werden  Vorschläge zu sinnvollen und notwendigen Gesetzes-
änderungen aus der Praxis auf den Weg gebracht. 
 

 
Ausgestaltung eines Interkommunalen  Shared Service Center 
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„GEMEINSAME KOORDINIERUNGSSTELLE RHEIN-WUPPER“  
(GEKO RHEIN-WUPPER) 

 

PROJEKT ZUR INTERKOMMUNALEN ZUSAMMENARBEIT IN NORDRHEIN-

WESTFALEN ZWISCHEN DEN KOMMUNEN WUPPERTAL, LEVERKUSEN,                 

SOLINGEN, REMSCHEID, LANGENFELD UND HEILIGENHAUS 

 

1. HINTERGRUND                                                    

 

Was ist die „Gemeinsame Koordinierungsstelle Rhein Wupper“? 

Die „Gemeinsame Koordinierungsstelle Rhein Wupper“ (GeKo Rhein-Wupper) ist als ein regi-

onaler Zusammenschluss von Kommunen aus dem Gebiet um Rhein und Wupper geplant, um 

ein interkommunales Netzwerk aufzubauen und zu pflegen. Dazu soll eine eigenständige In-

stitutionsform geschaffen werden. 

 

Was bedeutet „Rhein-Wupper“? 

Für die Gründung der GeKo interessierte Städte sind: Wuppertal, Remscheid, Solingen, Le-

verkusen, Langenfeld und Heiligenhaus. Es soll sich in der Anfangszeit um einen kleinen, 

überschaubaren Kreis an teilnehmenden Kommunen aus (überwiegend) aneinander angren-

zenden Gebiete handeln, die bereits Interesse an einer Kooperation angemeldet haben. Nach 

Etablierung ist ein geografischer Ausbau der GeKo beabsichtigt. 

 

2. ZIELE                                                                      

Ziel der GeKo Rhein-Wupper ist es, mit gebündelten kommunalen Möglichkeiten präventiv 

überörtliche kriminelle und/oder ausbeuterische Strukturen zu identifizieren und gegen die Ent-

stehung bzw. der Ausbreitung von damit verbundenen Missständen vorzugehen. Die gezielte 

Ausnutzung der Rechts- und Sozialsysteme durch organisierte Formen und Strukturen mit kri-

mineller Energie soll nachhaltig bekämpft und das Ausmaß des Sozialleistungsbetrugs sowie 

die mit jeglicher Art von Missbrauch zusammenhängenden (sozialen) Ungerechtigkeiten redu-

ziert werden. Zudem soll die Arbeit der GeKo dazu beitragen, dass Schranken und Begren-

zungen der kommunalen Befugnisse herausgearbeitet und dadurch Vorschläge für gesetzli-

che Änderungen gemacht werden. 

Systemwidrig genutzte Prozesse gilt es durch eine Förderung und Koordination der Zusam-

menarbeit aller betroffenen Behörden offenzulegen und Abhilfe zu schaffen; hierzu gehört ins-

besondere das Unterwandern durch Clans und Banden.  

 

3. HANDLUNGSBEDARF          

Der aus der Arbeitsweise (mit) der GeKo Rhein-Wupper entstehende Vorteil liegt darin, dass 

frühzeitig relevante, regionale Informationen über Stadtgrenzen hinaus ausgetauscht werden, 

um entsprechende (Gegen-) Maßnahmen einzuleiten und Reaktionszeiten durch kommunen-

übergreifende Maßnahmen zu verkürzen. Im Idealfall kann die GeKo dafür sorgen, dass durch 

neue Ansätze die Kommunen in die Lage versetzt werden, präventive Maßnahmen zu 



Konzept GeKo Rhein-Wupper  September 2024 

Seite 4 von 11 
 

ergreifen, damit repressives Vorgehen gegen Kriminalität gar nicht erst erforderlich ist. Neue 

Kooperationsstrukturen sollen dabei mit allen in Betracht kommenden Behörden entwickelt 

und vorhandene ausgebaut werden.  

Es benötigt eine Analyse von betrügerischen und anderen rechtswidrigen oder schädlichen 

Handlungsmustern, um überörtliche und überbehördliche Gemeinsamkeiten und Auffälligkei-

ten aufzudecken und hierfür konzeptionelle Lösungsstrategien zu erarbeiten oder vorhandene 

Lösungsmuster zu streuen. So sollen Profiteure und Organisatoren von Leistungsmissbrauch 

und anderen rechtswidrigen Taten im Hintergrund in Zusammenarbeit mit diversen Behörden 

identifiziert und gegen diese vorgegangen werden. Aufgrund der hohen Anpassungsfähigkeit 

der Nutznießer solcher Strukturen ist eine stetige Weiterentwicklung von bereichsübergreifen-

den Handlungsstrategien für deren Identifikation notwendig und von erheblicher Bedeutung. 

Themenbezogene Arbeitsgruppen sollen durch die GeKo konzipiert, geleitet und gesteuert 

werden. Neben der Initiierung und ggfs. Leitung von Modellprojekten zur Vermeidung von 

Missbrauchsstrategien sowohl inhaltlicher als auch arbeitsorganisatorischer Art gehört zu den 

Aufgaben der GeKo auch die Konzeption, Vorbereitung und Durchführung von bereichsüber-

greifenden Workshops und Expertenveranstaltungen zur Qualifizierung. 

Bekannten Verdrängungseffekten in Nachbarstädte kann durch frühzeitige Weitergabe von In-

formationen über neue Handlungsstrategien begegnet werden und vorhandene Recherche-

möglichkeiten müssen nicht an der Stadtgrenze enden.   

Zur Verhinderung von Schäden für das Gemeinwohl soll ein möglichst präventiver Ansatz ge-

wählt werden, der repressives Vorgehen jedoch nicht ausschließt. In diesem Punkt unterschei-

det sich das Projekt zu den bestehenden Sicherheitskooperationen in NRW und orientiert sich 

stärker an niederländischen Vorbildern. 

 

4. AUFGABENFELDER              

Die Form der interkommunalen Zusammenarbeit und die konkreten Befugnisse der GeKo 

Rhein-Wupper resultieren aus ihren Aufgabenfeldern. Hierzu gehören Aufdeckung bzw. Ver-

hinderung und Beseitigung von Handlungsmustern und Problemen aus den folgenden Berei-

chen: 

• Banden- und Clankriminalität  

• Sozialleistungsmissbrauch 

• Schleusung von ausländischen Personen / Menschenhandel 

• Problemimmobilien  

• gewerbliche Scheinkonstruktionen und „Strohmann“-Betriebe 

• Geldwäsche und Immobilienankauf 

• Analyse und Priorisierung von Handlungsbedarfen für Kommunen  

• Initiierung und Steuerung von regionalen Großprüfungen 

• stadtentwicklerische Quartiersarbeit 

 

Eine mediale Begleitung von ausgewählten Aktionen ist gewünscht. Durch die mediale Beglei-

tung der Tätigkeiten wird das subjektive Sicherheitsgefühl und Gerechtigkeitsempfinden in der 

Gesamtbevölkerung gestärkt werden. Die Außenwahrnehmung der Kommunen als Kümmerer 

für menschenwürdige und gerechte Lebensumstände steigt zum einen sowohl bei Menschen, 
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die auf Sozialleistungen angewiesen sind, als auch bei jenen, die diese Sozialleistungen mit 

ihrem Steuerbeitrag finanzieren und zum anderen bei Behörden, Institutionen und Ministerien. 

 

5. NETZWERK           

Der Schwerpunkt der Planung und Organisation erfolgt durch die GeKo Rhein-Wupper unter 

enger Abstimmung zwischen festen, für dieses Tätigkeitsfeld bereitgestellten Ansprechperso-

nen von den Kommunen (z.B. Stabsstellen Sozialleistungsmissbrauch und Sicherheitskoordi-

nation).  

Mit Kooperationspartnern auf Landes- und Bundesebene (z.B. Polizei, Steuerfahndung, Fami-

lienkasse, Deutsche Rentenversicherung oder Zoll) soll unter Beachtung der datenschutz-

rechtlichen Bestimmungen vertrauensvoll zusammengearbeitet werden.  

Über eine enge Verzahnung zu den NRW Ministerien und deren Facharbeitskreisen sollen 

Vorschläge zu sinnvollen und notwendigen Gesetzesänderungen auf den Weg gebracht wer-

den. 
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6. WERKZEUGKOFFER          

• Lagebesprechung zu Phänomenfeststellungen (Kommunen berichten über Auffällig-
keiten, die GeKo analysiert und entwickelt Handlungskonzepte) 
 

• Strategische Bearbeitung von Konstellationen, in denen der nach außen hin zur Schau 
gestellte Reichtum nicht mit der tatsächlichen, den Behörden bekannten Einkommens- 
und Vermögenssituation konform geht    

 

• Spezifizierung von Einkommensquellen (auch von nicht im Sozialleistungsbezug ste-
henden Angehörigen) im Rahmen eines ganzheitlichen Bearbeitungskonzeptes und 
konsequente Bekämpfung dieser, sofern sie auf betrügerischen oder nicht gesetzes-
konformen Handlungen beruhen (Geldwäsche) 
 

• Steuerung von ordnungsbehördlichen Kontrollen bei clangeführten Gewerbebetrieben 
zur Feststellung von bußgeldbewehrten Verstößen 

 

• Unterstützung von Finanzermittlungen sowie vermögensabschöpfender Maßnahmen 
zum Entzug der Gewinnrealisierung sowie zur Vermeidung der Reinvestition in neue 
Aktivitäten / Pfändungen 

 

• Zuverlässigkeitsprüfungen bei Gewerbetreibenden 
 

• Verhinderung von personellen Unterwanderungen der Kommunen durch kriminelle 
Strukturen 
 

• Aufdeckung und Prävention von (Arbeits-) Ausbeutung und Schwarzarbeit 
 

• Mitwirkung an einer überörtlichen Strategie für den Umgang mit Zugewanderten aus 
den SOE-Staaten mit präventiven, integrativen und erforderlichenfalls repressiven 
Maßnahmen 
 

• Aufdeckung krimineller Schlepper-Strukturen 
 

• Begrüßungskonzept für zugewanderte Personen (insb. aus Südost-Europa) 
 

• Konzepte zur Überprüfung der EU-Arbeitnehmer-Eigenschaft sowie Prüfung der dazu-
gehörigen Arbeitgeber 

 

• Entwicklung von Verfahren für Verlustfeststellungen von EU-Freizügigkeitsrechten 
gem. § 6 FreizügG/EU 
 

• Dokumenten- und Identitätsprüfungen 
 

• Verhinderung und Ahndung von missbräuchlichen Vaterschaftsanerkennungen; Be-
gleitung der aktuellen Gesetzesinitiative  
 

• Identifikation von missbräuchlichen „Zuwanderungs-Betreuern“ und Bekanntgabe an 
die ahndungsbefugten Stellen 
 

• Entwicklung konzeptioneller Austauschstrukturen zwischen ordnungs- und sozialrecht-
lichen Behörden mit den Meldeämtern 
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• Initiierung eines kontinuierlichen Vorgehens gegen Scheinaufenthalte mit dem Ziel der 
Abmeldung verzogener Personen und daraus resultierend der Einstellung von Leistun-
gen  
 

• Aufdeckung und Beseitigung unwürdiger Wohnbedingungen mit dem Ziel einer dauer-
haften menschenwürdigen Unterbringung   

 

• Überprüfung von Wohngebäuden, Mietverhältnissen und den Meldestatus 
 

• bauordnungs- und wohnungsaufsichtsrechtliche Maßnahmen  
 

• Nutzung von Vorkaufsrechten nach § 24 ff. BauGB  
 

• Steuerung von Dialogstrukturen mit den Personen aus kritischen Wohnobjekten 
 

• Konzepte für die kommunalen Außendienste 
 

• Vorschläge für die Zuteilung von Zuständigkeiten 
 

• Evidenzbasierte lokale Sicherheitsanalyse in kleinräumigen Gebieten („Projekt ELSA“ 
des Bundeskriminalamts) 
 

• Kooperationsstrukturen mit SiKo Ruhr und EURIEC 
 

 

7. ORGANISATIONSFORM                   

Nach eingehender Prüfung zulässiger Organisationsformen erweist sich eine kommunale Ar-

beitsgemeinschaft auf Grundlage einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung als sinnvoll.  

• idealerweise mit eigener Geschäftsstelle bestehend aus gestelltem Personal 

einer der teilnehmenden Kommunen 

• Dienstherreneigenschaft bleibt bei Kommunen 

• Personalgestellung durch Mitgliedskommunen 

• Aufgabenerfüllung liegt weiter bei den einzelnen Kommunen 

• Finanzmittel werden über die förderantragsstellende Kommune bereitgestellt 

• die Kostenbeteiligung ist vertraglich zu regeln 

Grundlage wird eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung, die von den Gremien der Kommunen 

und von den Aufsichtsbehörden der beteiligten Stellen zu genehmigen sein wird.  

 

8. FINANZIERUNG                    

Kostenteilung 

Die Projektgruppe schlägt zunächst eine Kostenteilung pro teilnehmender Kommune (Verteil-

faktor 1/6) vor, weil sich derzeit unabhängig von der Größe der Kommune ähnliche Erfah-

rungswerte abzeichnen, die einen gleichwertigen Beitrag in das Projekt einbringen. Denkbar 

wären auch andere Schlüssel z.B. nach Einwohnerzahl. Diese Entscheidung bleibt letztlich 

einer Abstimmung zwischen den Hauptverwaltungsbeamten und letztlich den Gremien der 
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beteiligten Kommunen vorbehalten. Im Weiteren wird von dem Projektgruppenvorschlag aus-

gegangen. 

 

Kostenrahmen 

Das Projekt wird mindestens einen Geschäftsstellenmitarbeiter benötigen, der mit entspre-

chender Qualifikation die geforderten Koordinierungs- und Auswertungsarbeiten ausführt. Für 

einen erste Kostenplanung wird von einer Besoldung mit A13 (nach Eckwert KGSt) ausgegan-

gen. Dabei wird die Stellenbewertung einer ähnlichen Funktion bei der Stadt Langenfeld als 

vergleichbar angenommen. In Frage kommen Juristen, Wirtschaftsjuristen, Diplom-Verwal-

tungswirte mit juristischem Schwerpunkt, ggf. Polizeibeamte mit Wechselwunsch. Bei den 

KGSt-Eckwerten sind alle Personalnebenkosten, Sachkosten und Gemeinkosten bereits ein-

gerechnet. 

Es ist beabsichtigt Fördermittel des Landes aus der  Förderung interkommunaler Zusammen-
arbeit (IKZ NRW) in Anspruch zu nehmen, siehe dazu unten. Diese werden für drei Jahre 
gewährt. Die Förderung wird hälftig zum Beginn der Förderung und hälftig nach drei Jahren 
ausgezahlt. Das förderfähige Projekt muss aber eine Mindestlaufzeit von 5 Jahren haben. 

Fördervoraussetzung für Personalkosten ist die Neuschaffung der Stelle, bei einer Personal-

gestellung eines bereits in der Kommune tätigen Mitarbeiters, ist die Nachbesetzung in glei-

chem Stundenumfang bei der personalstellenden Kommune nachzuweisen. 

Daraus ergibt sich folgender Kostenrahmen: 

Das entspricht für die Mindestprojektdauer von fünf Jahren:  

124.200 EUR x 5 Jahre =  621.000 EUR  

Maximale Förderung  315.000 EUR 

Restkosten   306.000 EUR 

Das entspricht dann einem Kostenanteil jeder teilnehmenden Kommune von mindes-

tens 51.000 EUR für die gesamte Projektzeit (jährlich demnach 10.200 EUR).  

Anschließend (über 5 Jahre hinaus) sind demnach mindestens jährliche Kosten von 

20.700 EUR je teilnehmender Kommune zu tragen.  

Die Kostenanteile können und sollen sich bei einer Ausweitung des Teilnehmerkreises verän-

dern. 

 

Förderung interkommunaler Zusammenarbeit (IKZ NRW) durch das Land NRW 

Das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung des Landes Nordrhein-

Westfalen gewährt Zuwendungen für neue interkommunale Kooperationsprojekte. Ziel sind 

die Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung und der Erhalt der kommunalen Handlungs-

fähigkeit durch interkommunale Kooperationen. Förderfähig sind dabei Ausgaben, die notwen-

dig sind, um Projekte der interkommunalen Zusammenarbeit vorzubereiten und durchzufüh-

ren. Hierzu zählen auch Dienstleistungen durch Dritte, Sachmittel und kooperationsnotwen-

dige Anschaffungen sowie projektbezogene zusätzliche Personalaufwendungen. 

Die Regelzuwendung bei zwei Kooperationskommunen beträgt 175.000 Euro und wird für je-

den weiteren Beteiligten um 35.000 Euro erhöht, maximal also 315.000 EUR. Es ist von jeder 
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beteiligten Kommune ein Eigenanteil von 10 Prozent der zuwendungsfähigen Projektausga-

ben zu tragen.  

Der Antrag für die Förderung IKZ NRW ist auf dem Dienstweg bei der zuständigen Bewilli-

gungsbehörde schriftlich einzureichen. Hierbei ist der Antragsvordruck zu verwenden. Zustän-

dige Bewilligungsbehörde ist die Bezirksregierung, in deren Bezirk die Antragstellerin ihren 

beziehungsweise der Antragsteller seinen Sitz hat. 

Nach Festlegung der antragstellenden Kommune ist unverzüglich ein Antrag zu stellen und 

eine vorzeitiger Maßnahmenbeginn für das Projekt zu beantragen, damit weitere Schritte nicht 

förderungsfeindlich sind. 

Wird die Förderung bewilligt, ist das Projekt  mind. 5 Jahre aufrechtzuerhalten. Anderenfalls 

müssten die Fördermittel gemäß Ziff. 6.4. zurückgezahlt werden.  

Bestandteil der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung muss zwangsläufig die gemeinsame An-

tragsstellung, die Leistung der pflichtigen und der überschießenden Eigenanteile an die per-

sonalstellende und antragsstellende Kommune sein.  

Die Vereinbarung muss auch Regelungen zum Ausstieg einzelner Kommunen und sich daraus 

ergebender Erstattungspflichten ergeben. Zudem sollte sie den Beitritt weiterer Kommunen 

und die dafür geltenden Regelungen einschließlich der Kostentragungspflichten beinhalten. 

Hinweis: Die im Projekt vorbereiteten oder durchgeführten interkommunalen Kooperations-

projekte müssen in einer Form nach dem Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit (insb. 

öffentlich-rechtliche Vereinbarungen und Zweckverbände), in Form eines öffentlich-rechtlichen 

Vertrages oder in einer privatrechtlichen Rechtsform eingerichtet werden und grundsätzlich 

mindestens fünf Jahre Bestand haben. 

 

9. KOMMUNALER BENEFIT         

Neben den beschriebenen Vorteilen einer künftigen Kooperation und Vernetzung werden sich 

für Kommunen auch Mehreinnahmen und Minderausgaben aus einem konsequenten Handeln 

ergeben. 

Durch eine systematische Überprüfung und Missbrauchsaufdeckung von SGB XII-Leistungs-

fällen auf die Tatbestände von verschwiegenen Partnerschaften (Verantwortungs- und Einste-

hensgemeinschaften), Ortsabwesenheiten, Ausreisen oder falschen Angaben bzgl. der Wohn- 

und Haushaltssituation und vor allem auch auf falsche Angaben hinsichtlich der Einkommens- 

und Vermögenssituation (Prüfung Online-Konten/ Paypal, E-Devlet etc.) ergeben sich nach 

Berechnungen des Jobcenters Wuppertal pro Person etwa 12.000 EUR Einsparsumme jähr-

lich (Regelbedarf alleinstehender Personen zzgl. angemessene Kosten der Unterkunft).  

Bei lediglich 30 Einzelpersonen aus dem 3. Kapitel des SGB XII ergäbe sich so eine Einspar-

summe jährlich von bereits 360.000 EUR. 

Durch die Verhinderung des ämterübergreifenden Missbrauchs im Bereich von Vaterschafts-

anerkennungen lassen sich hohe Beträge einsparen. Durch Aussetzung von lediglich 4 miss-

bräuchlichen Anerkennungsverfahren werden Kosten in Höhe von 185.000 EUR jährlich ver-

hindert (kommunaler Anteil ca. 19.000 EUR). Erfahrungsgemäß bleiben diese Familien über 

Jahrzehnte im Sozialleistungsbezug. Darüberhinausgehend ergeben sich eine Entlastung von 

Schulen und Kindergärten sowie geringere Kinderbetreuungskosten. 



Konzept GeKo Rhein-Wupper  September 2024 

Seite 10 von 11 
 

Einnahmen für die Stadt ergeben sich vor allem aus Bußgeldverfahren. Hier erscheinen Buß-

gelder aus dem bauordnungs- und melderechtlichen Bereich kurzfristig und aus dem gewer-

beordnungsrechtlichen Bereich mittelfristig realisierbar.  

Ausgehend von jährlich 50 falschen Wohnungsgeberbescheinigungen - darunter minder-

schwere und auch schwere Fälle - und der Bußgeldspannweite bis zu 50.000 EUR können 

Einnahmen aus melderechtlichen Bußgeldverfahren von 50.000 EUR erwartet werden.   

Bei Kontrollen von clangeführten Gewerbebetrieben sind in der Regel immer wieder bußgeld-

bewehrte Verstöße in Shisha-Bars, Gaststätten, Spielhallen oder Kiosken mit Geldspielgerä-

ten festzustellen (z.B. keine Geeignetheit des Aufstellortes, Geldspielgeräte in Spielhalle wäh-

rend der Sperrzeit in Betrieb, mehr Geldspielgeräte in Betrieb als zulässig). Die durch den 

verbotswidrigen Betrieb der Spielgeräte erzielten unrechtmäßigen Einnahmen können im Rah-

men der Vermögensabschöpfung von der Ordnungsbehörde eingezogen werden. Erfahrungs-

gemäß liegen die hieraus erzielten Einnahmen im 5- bis 6-stelligen Bereich (Quelle: E-Mail 

SiKo Ruhr vom 12.09.2023). Mit diesen Geldern werden z.B. in Duisburg zusätzlich eingerich-

tete Stellen (zur Bekämpfung von Clankriminalität) refinanziert.  

Klarzustellen bleibt indes: diese Mehreinnahmen und Minderausgaben erfordern konsequen-

tes Handeln und Unterstützung aus und in den beteiligten Kommunen von Seiten der Ord-

nungsbehörden, Sozialämtern, Stadtkassen und Steuerämtern. Sie sind kein Selbstläufer oder 

garantierte Finanzauswirkung. Die Aufstellung soll verdeutlichen, dass der Schaden der zu 

betrachtenden Delikte für die Kommunen enorm ist. 

 

10. ZEITPLAN            

Bis Ende März 2024- vorbereitende Gespräche, Erstellung des Planungspapiers 

Bis Ende April 2024- Erstellung des finalen Konzeptes  

Juni 2024- Vorstellung im MHKBD NRW unter Beteiligung der Hauptverwaltungsbeamten der 

beteiligten Kommunen 

Anschließend Festlegung der antragstellenden Kommune und Antragstellung bei der zu-
ständigen Bewilligungsbehörde mit Antrag auf vorzeitigen Maßnahmenbeginn Antragsstel-
lung und Bewilligung eines vorzeitigen Maßnahmenbeginns 
 
Nachfolgend 2024- Pressemitteilung MHKBD Vorstellung des Projektes und Pressearbeit 
der Kommunen zur Vorstellung des Projektes 
 
11. MEILENSTEIN           

 
Die folgenden Meilensteile dienen als Messpunkte und Evaluierung des Projektes: 
 

1. Einstellung der Fachkraft binnen 3 Monaten nach Abschluss der Vereinbarung 
 

2. Besetzung der Lenkungsgruppe binnen 3 Monaten nach Abschluss der Vereinba-
rung 
 

3. Etablierung einer festen Tagungsrunde binnen 6 Monaten nach Abschluss der 
Vereinbarung 
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4. Bildung von Facharbeitskreise binnen 12 Monaten nach Abschluss der Vereinba-
rung 

 

5. Abschluss einer rechtssicheren Datenaustauschvereinbarung binnen 15 Monaten 
nach Abschluss der Vereinbarung 
 

6. Vorlage einer Gesetzesinitiative zur Verbesserung der Kriminalpräventiven und 
Kriminalrepressiven Arbeit der Kommunen binnen 18 Monaten 
 

7. Aufnahme von weiteren Behörden in die Facharbeitskreise der Geko Rhein-Wup-
per binnen 24 Monaten 

 

8. Umsetzung einer digitalen Datenbank mit Arbeitshinweisen, Handbüchern, und 
Abläufen zu den verschiedenen Arbeitsfeldern der GeKo als Interkommunales 
Shared Service Center 

 
Über das Erreichen der Meilensteine werden die teilnehmenden Städte mit einem Kurzbe-
richt informiert. Sollten einzelne Meilensteine frühzeitiger erreicht werden, ist dies ebenfalls 
zu dokumentieren. 
 
 
12. Gründung einer ISSC 
 
Mit der Etablierung der GeKo soll zugleich ein Interkommunales Shared Service Center ein-

gerichtet werden. ISSC dienen dazu, einzelne Prozesse oder Leistungen zur zentralen Zur-

verfügungstellung anzubieten und die Gemeinden und Gemeindeverbände bei verschiedenen 

kommunalen Aufgabenstellungen hoheitlicher und nichthoheitlicher Art unterstützen.  

Digital gestützte Shared Service Center dienen regelmäßig unmittelbar der Erledigung kom-

munaler Aufgaben, die den Kommunen im Rahmen der öffentlichen Gewalt bzw. Daseinsvor-

sorge obliegen, und setzen gleichzeitig die Verpflichtung um, die Digitalisierung der öffentli-

chen Verwaltung voranzutreiben. 

Das ISSC der GeKO soll in einer für alle Mitgliedskommunen zugänglichen (geschützten) di-
gitalen Datenbank mit Arbeitshinweisen, Handbüchern, und Abläufen zu den verschiedenen 
Arbeitsfeldern der GeKo umgesetzt werden. 
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